Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache Y/2793 


Mündliche Anfragen 

gemäß § 111 der Gesdiäftsordnung (Fragestunde) für die 
Sitzungen des Deutschen Bundestages 
am Mittwoch, dem 3. April 1968 
am Donnerstag, dem 4. April 1968 
am Freitag, dem 5. April 1968 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Vertriebene, 
Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte 


1. Abgeordneter Welche Gründe veranlassen den Bundesver- 
Dr. Imle triebenenminister über die Ausgabenreste von 

1967 für Wohnraumbeschaftungsdarlchen nach 
dem Kriegsgefangenenentschädigungsgesetz 
unter Berücksichtigung der Tatsache, daß da- 
mit die neuen Bewilligungen für das Jahr 1968 
praktisch blockiert werden, erst im Juli d. J. 
zu entscheiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wissenschaftliche Forschung 


2. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Zahl 
Dr. Lohmar der Wissenschaftsattaches in den großen In- 

dustriestaaten in nächster Zeit zu vermehren? 


3. Abgeordneter 

Dr. Lohmar 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Vor- 
schlag, eine gemeinsame Technische Hochschu- 
le im Rahmen der EWG zu gründen? 


Geschäftsbereich des Bundesschatzministers 


4. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, die Höchst- 
Weigl betrage der ERP- Kredite für Fremdenver- 

kehrsmaßnahmen in den Zonenrand- und Bun- 
desausbaugebieten zu erhöhen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


5. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach das Bun- 
Freiherr desernährungsministerium einen Vertrag mit 

von Gemmingen einer Werbeagentur abgeschlossen hat, mit 
dem Ziel, das Mißverständnis zwischen Bau- 
ern und dem Ministerium zu beseitigen? 
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6. Abgeordneter Trifft es zu, daß sich diese Werbekampagne 
Freiherr mit Rücksicht auf die zur Zeit stattfindenden 

von Gemmingen Protestdemonstrationen der Bauern hauptsäch- 
lich auf die Personen des Bundesernährungs- 
ministeriums konzentrieren soll? 


7. Abgeordneter Wie hoch sind die in Frage 5 erwähnten 

Freiherr veranschlagten Kosten? 

von Gemmingen 

8. Abgeordneter Welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundes- 

Dr. Frerichs regierung zu ergreifen um sicherzustellen, daß 

der deutsche Verbraucher auch weiterhin in 
den Genuß preisgünstiger Importkonserven, 
wie Ananas-, Aprikosen-, Pfirsisch-, Cham- 
pignons-, Spargel-, Erbsen- und Tomatenkon- 
serven gelangt? 

9. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung darüber im kla- 

Dr. Frerichs ren, daß diese bisher preisgünstigen Konser- 

ven, zumindest zu einem großen Teil, wieder 
zu einer Art „Luxusartikel" werden würden, 
wenn die EWG-Kommission mit ihrem Ver- 
ordnungsentwurf betreffend gemeinsame 
Marktorganisation für Verarbeitungserzeug- 
nisse aus Obst und Gemüse, der eine Einfuhr- 
regelung mit Mindestpreisen bei diesen Er- 
zeugnissen vorsieht, durchdringt? 

10. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Wächter im Rahmen der Verpflichtung der EWG zur 

jährlichen Lieferung von 1035 Millionen t Ge- 
treide an Entwicklungsländer in den Jahren 
1968/69 bis 1970/71 einen Teil dieser Verpflich- 
tung durch Abgabe von Molkereiprodukten 
statt von Getreide zu erfüllen? 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 

Wächter bei den bevorstehenden Verhandlungen im 

EWG-Ministerrat am 5. April 1968 eine solche 
Lösung anzustreben und zu vertreten? 

12. Abgeordneter Welche Haltung wird die Bundesregierung hin- 

Wächter sichtlich der Aufbringung und Abgabe der Ge- 

treidehilfe oder gegebenenfalls der Hilfe durch 
Molkereiprodukte im Ministerrat einnehmen, 
um die nationalen landwirtschaftlichen Interes- 
sen in angemessenem Umfang zu wahren? 

13. Abgeordneter Welche Motive sind bei der Bundesregierung 

Varelmann ausschlaggebend, um mit Hilfe der Ausgleichs- 

abgabe für Frischfleisch die Wettbewerbsfä- 
higkeit der ländlichen Versandschlachtereien 
zu den großstädtischen Schlachthöfen zu schwä- 
chen? 
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14. Abgeordneter 

Varelmann 


15. Abgeordneter 

Vareimann 


16. Abgeordneter 

Sander 


17. Abgeordneter 

Sander 


18. Abgeordneter 
Sander 


Nach dem Grundgesetz gilt in der Bundesre- 
□ubiik Deutschland der Gleichheitsgrundsatz — 
müßte man nicht, wenn die Ausgleichsabgabe 
für Frischfleisch gerechtfertigt befunden wird, 
auch von jedem Bürger, der mit dem Kraftwa- 
gen aus der Provinz in die Stadt fährt, eine 
Ausgleichsabgabe oder Gebühr erheben, weil 
er die städtischen Verkehrsmittel nicht be- 
nutzt? 

Schädigt die Ausgleichsabgabe auf Frischfleisch 
nicht die wirtschaftlich schwachen Räume in 
ihrem Wettbewerb mit den großstädtischen 
Einrichtungen? 

Teilt die Bundesregierung die in der landwirt- 
schaftlichen Öffentlichkeit weit verbreitete An- 
sicht, daß einer der Gründe für die schlechte 
Einkommenssituation in der Landwirtschaft in 
den Billigeinfuhren aus Drittländern, insbe- 
sondere aus Ostblockstaaten, zu sehen ist? 

Welche handelpolitischen Maßnahmen können 
gegebenenfalls seitens der Bundesregierung 
zur Erleichterung der Lage in der Landwirt- 
schaft getroffen werden, ohne etwaige überge- 
ordnete Gesichtspunkte zu gefährden? 

Was wird die Bundesregierung insbesondere 
gegen den Preisverfall auf dem Konserven- 
markt unternehmen, der bereits zur Schlie- 
ßung mehrerer Konservenfabriken im Raume 
Braunschweig geführt hat und bei Verstärkung 
der Billigeinfuhren die Existenz der gesamten 
Konservenindustrie einschließlich ihrer Ar- 
beitsplätze gefährdet? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


19. Abgeordneter 

Jung 


Trifft cs zu, daß die Altersgrenze für Batail- 
lonskommandeure auf 35 Lebensjahre herab- 
gesetzt worden ist? 


20. Abgeordneter Wäre es nicht möglich und wünschenswert. 
Jung denjenigen älteren Offizieren, die nicht mehr 

befördert werden können, dies offen mitzutei- 
len und ihnen die Möglichkeit der Wahl eines 
Auslaufkommandos zu geben, damit wenig- 
stens die vielfach belastenden Versetzungen 
für diese Offiziere vermieden werden? 


21. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Bun- 
Hörauf deswehrstandort Freyung (Bayerischer Wald) 

von ca. 100 Wohnungen für Bundesbedienstete 
(Angehörige der Bundeswehr) zur Zeit acht 
Wohnungen nicht besetzt sind, weil die Woh- 
nungsbewerber bei der Anmietung von fami- 
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liengerechten Wohnungen auf Wohnungen 
ausweichen, die im Rahmen des allgemeinen 
sozialen Wohnungsbaues zu wesentlich gün- 
stigeren Mieten zur Verfügung stehen? 

22. Abgeordneter Worauf ist das erhebliche Auseinanderklaffen 

Hörauf zwischen der qm-Miete des sozialen Woh- 

nungsbaus und des Wohnungsbaus für Bundes- 
wehrangehörige zurückzuführen? 

23. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 

Hörauf durch Neuordnung der Finanzierungsgrund- 

lagen eine Angleichung herbeizuführen? 

24. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, wonach dem 

Gramer Bundesverteidigungsministerium bzw. den 

Wehrkreisverwaltungen Mittel für Lärm- 
schutzmaßnahmen in der Nähe von Düsenjä- 
gerflugplätzen nicht zur Verfügung stehen? 

25. Abgeordneter Wird, nachdem Reisen von öffentlichen Be- 

Dröscher diensteten nach Jugoslawien ohne Einschrän- 

kungen möglich sind, nun auch Wehrpflich- 
tigen und Soldaten, die keinen besonderen Zu- 
gang zu Verschlußsachen haben, die Reise in 
dieses Land genehmigt? 

26. Abgeordneter Welches sind die Gründe dafür, daß die Schu- 

Richter le für Innere Führung in eine G 1 -Schule umge- 

wandelt werden soll, unter Abtrennung des 
zivilen Forschungs- und Lehrstabes? 

27. Abgeordneter Für welche Themenbereiche sind die Forschun- 

Richter gen der „Wehrsoziologischen Forschungsgrup- 

pe" an der Kölner Universität geheim und da- 
mit der Öffentlichkeit, vor allem wissenschaft- 
licher Überprüfung, nicht zugänglich? 

28. Abgeordneter Sieht das Bundesverteidigungsministerium eine 

Richter Möglichkeit, die Tiefflugverbindungsstrecke 

im Raum Ellwangen zu verlegen und Schall- 
durchbrüche in diesem Raum zu verbieten, 
um zu sichern, daß die wertvollen Kirchen 
und Baudenkmäler vor weiterem Schaden be- 
wahrt bleiben? 


29. Abgeordneter Glaubt die Bundesregierung, eine angemes- 
Ollesch sene ärztliche Versorgung stationärer und am- 

bulanter Art von Soldaten durch die in zahl- 
reichen Sanitätsbereichen der Bundeswehr tä- 
tigen zivilen Vertragsärzte gewährleisten zu 
können, die diese Aufgabe nur stundenweise 
neben ihrer voll ausgebauten zivilen Praxis 
erfüllen? 
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30. Abgeordneter Ist es angesichts der in Frage 29 geschilder- 
Ollesch ten Situation nicht zweckmäßiger, dem einzel- 

nen Soldaten im Frieden die freie Heilfürsorge 
auf Behandlungsschein durch vom ihm frei ge- 
wählte Ärzte des zivilen Bereichs zu ermög- 
lichen und stattdessen die wenigen vorhande- 
nen Militärärzte auf die Lazarette und Stäbe 
zu konzentrieren, damit alle für den Verteidi- 
gungsfall erforderlichen Maßnahmen gründ- 
lich vorbereitet werden können? 


31. Abgeordneter Hält die Bundesregierung für vertretbar, daß 
Ollesch Wehrpflichtige, die keinen medizinisdi-teciini- 

schen Beruf ausgeübt haben, nach Sanitäts- 
kurzlehrgängen selbständig Blutentnahmen 
durchführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


32. Abgeordneter 

Picard 


33. Abgeordneter 

Picard 


34. Abgeordneter 

Picard 


35. Abgeordneter 

Schonhofen 


36. Abgeordneter 

Dr. Freiwald 


37. Abgeordneter 

Dr. Freiwald 


In welchen Ländern werden nach Kenntnis der 
Bundesregierung Elektroautos entwickelt, um 
die bei Benzin- oder Dieselmotoren gegebenen 
Belästigungen durch Lärm oder giftige Abgase 
zu vermeiden? 

Wie weit ist die Entwicklung von Elektro- 
autos in der Bundesrepublik Deutschland und 
in den auf die Frage 32 zu nennenden Län- 
dern gediehen? 

Ist damit zu rechnen, daß in absehbarer Zeit, 
gegebenenfalls mit Hilfe verstärkter staat- 
licher Initiative, ein marktgerechtes Elektro- 
auto zur Verfügung steht? 

Welchen Stand haben die Bemühungen der 
Bundesregierung, die Lage der in West-Berlin 
wohnenden Bediensteten der Deutschen 
Reichsbahn zu verbessern? 

Ist die Bundesregierung bereit, die anteilige 
Finanzierung des V-Bahn-Projektes der Deut- 
schen Bundesbahn in der Stadt Frankfurt 
(Main) aus den Mitteln des Mineralölsteuer- 
mehraufkommens gemäß den Richtlinien für 
die Bundeszuwendungen zur Verbesserung der 
Verkehrsverhältnisse in den Gemeinden auf 
Grund des Artikels 8 § 4 des Steueränderungs- 
gesetzes sicherzustellen? 

Kann angesichts des engen Verbundes der im 
Bau befindlichen, von der Stadt Frankfurt 
(Main) und dem Land Hessen finanzierten 
U-Bahn und der projektierten unterirdischen 
V-Bahn auf die Gegenfinanzierung für die 
V-Bahn verzichtet werden? 
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38. Abgeordneter 

Dr. Freiwald 


39. Abgeordneter 

Schmitt- 

Vockenhausen 


40. Abgeordneter 

Fritsch 

(Deggendorf) 


41. Abgeordneter 

Fellermaier 


42. Abgeordneter 

Dröscher 


43. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 

44. Abgeordneter 

Dr. Kliesing 
(Honnef) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, 
weitere Investitionsmittel für die V-Bahn zur 
Verfügung zu stellen, nachdem die Stadt 
Frankfurt (Main) infolge der Finanzierung des 
U-Bahnbaues Mittel für die V-Bahnfinanzie- 
rung nicht oder nur in beschränktem Um- 
fange zur Verfügung stellen kann, anderer- 
seits aber auch die von der Deutschen Bun- 
desbahn projektierte V-Bahn nicht nur dem 
Personennahverkehr, sondern dem gesamten 
Durchgangsverkehr durch die Stadt Frankfurt 
(Main) zugute kommt? 

Gilt die Antwort auf die Kleine Anfrage der 
Abgeordneten Dr. Schmidt (Wuppertal) und 
Genossen betr. Lärmproblem des Überschall- 
verkehrs (Bundestagsdrucksachen V/2292, 
V/2369) noch unverändert? 

Treffen Behauptungen des Staatssekretärs im 
bayerischen Staatsministerium für Wirtschaft 
und Verkehr zu, wonach man an Saar und 
Ruhr Autobahnen und Schnellstraßen unter 
dem Motto Arbeitsbeschaffung bauen wolle, 
während man sie Ostbayern seit vielen Jah- 
ren vorenthalte? 

Ist die Absicht, in einer Änderung der Stras- 
senverkehrs-Zulassungs-Ordnung nur noch 
weißes Scheinwerferlicht zuzulassen, mit an- 
deren europäischen Staaten abgestimmt, ins- 
besondere mit denen, die gegenwärtig gelbes 
Scheinwerferlicht bevorzugen? 

In welchem Umfang hilft die Bundesregierung 
privaten Eisenbahnen mit dem Ziel, daß diese 
Sozialtarife wie etwa Schülerermäßigung ge- 
währen können? 

Besteht noch die Absicht, im Bereich des Am- 
tes Bornheim einen Anschluß an die Auto- 
bahn Bonn-Köln zu schaffen? 

Ist die Bundesregierung sich der Wichtigkeit 
bewußt, die eine solche An- und Abfahrt für 
den Gemüsebau haben würde, um dem hoch- 
qualifizierten Obst- und Gemüseanbau im Am- 
te Bornheim unter den Aspekten der europäi- 
schen Agrarpolitik den erforderlichen schnel- 
len Zugang zu den Absatzmärkten zu vermit- 
teln und zu sichern? 


Geschäftsbereich des Bundesministei s für 
das Post- und Fernmeldewesen 


45. Abgeordneter 

Brück 

(Holz) 


Wie hat die Bundesregierung den Wunsch der 
Presse-Rundfunk-AG Saarbrücken auf Zutei- 
lung von Frequenzen zum Betrieb eines priva- 
ten Fernsehens im Saarland beantwortet? 
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46. Abgeordneter 

Brück 

(Holz) 


47. Abgeordneter 

Brück 

(Holz) 


48. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


49. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Haben Mitglieder oder Beamte der Regierung 
des Saarlandes, Mitglieder des Landtages des 
Saariandes oder Mitglieder der Gremien des 
Saarländischen Rundfunks mit Mitgliedern 
oder Beamten der Bundesregierung Gespräche 
über die Zuteilung von Frequenzen für den 
Betrieb eines privaten Fernsehens im Saar- 
land geführt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 
lichkeit, Frequenzen für den Betrieb eines 
privaten Fernsehens im Saarland zur Verfü- 
gung zu stellen? 

Was sieht der Betriebs- und Organisations- 
plan der Deutschen Bundespost im Hinblick 
auf die Zahl der Post- und Fernmeldeämter 
in Berlin, gemessen an der Einwohnerzahl im 
Vergleich zu anderen Großstädten der Bundes- 
republik Deutschland, für die Zukunft vor? 

Sind auf Grund des bestehenden Betriebs- und 
Organisationsplans offensichtliche Benachteili- 
gungen für Postbenützer und Postangehörige 
in Berlin zu befürchten? 


50. Abgeordneter 

Müller 

(Berlin) 


Was gedenkt die Bundesregierung — falls die 
Frage 49 bejaht wird — zu tun, um sowohl 
Benützer als auch Angehörige der Deutschen 
Bundespost in Berlin vor unzumutbaren Be- 
nachteiligungen zu schützen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Wohnungswesen und Städtebau 


51. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
Strohmayr Bundesgerichtshof in einem Grundsatzurteil 

(BGH VIII ZR 143/67) festgestellt hat, daß 
eine vorzeitige Zurückzahlung von Staatsbe- 
diensteten- oder Arbeitgeberdarlehen nicht da- 
zu berechtige, den Mietpreis nach eigenem 
Gutdünken zu erhöhen? 


52. Abgeordneter Hat das Urteil des Bundesgerichtshofs auch die 
Slrohmayr gleichen positiven Auswirkungen auf die 

Wohnungen des allgemeinen sozialen Woh- 
nungsbaues, deren Darlehen vorzeitig abge- 
löst wurden? 


53. Abgeordneter Müssen bereits vorgenommene MieterhÖhun- 
Slrohmayr gen, die im Widerspruch zu dem BGH-Urteil 

stehen, wieder rückgängig gemacht werden? 


54. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Dr, SchwÖrer Heizungsversorgung der Wohngemeinde Bue- 
loch — Standort Meßstetten — seit dem Win- 
ter 1966/67 ständig Anlaß zu Beschwerden gibt, 
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und daß darüber hinaus die Preisgestaltung 
der Fern-Wärme-Kraft GmbH nicht unerheb- 
lich über das sonst übliche Preisniveau hinaus- 
geht? 

55. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die von 
Dr. Schwöre! der Fern-Wärme-Kraft GmbH vorgenommene 

Preiserhöhung zum 1. Januar 1968 ohne Ge- 
nehmigung der Oberfinanzdirektion Stuttgart 
durchgeführt wurde? 

56. Abgeordneter Welche Gründe haben das Bundeswohnungs- 
Dr. Schwörer ministerium veranlaßt, die Heizungs- und 

Warmwasserversorgung der Siedlung Bueloch 
einer kommerziellen Gesellschaft zu übertra- 
gen, statt die Versorgung durch die Gemein- 
nützige Deutsche Wohnbau GmbH zu ermög- 
lichen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie und Jugend 


57. Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung konkret 
Dr. Wuermeling die neuerdings ausdrücklich bestätigte Zusage 

des Bundeskanzlers vom Januar 1967 zu ver- 
wirklichen, derzufolge die Streichung der Aus- 
bildungszulagen des Kindergeldgesetzes „wett- 
gemacht" werden soll durch eine „Reform des 
Familienlastenausgleichs, eingebettet in eine 
mittelfristige Finanzplanung"? 

58. Abgeordneter Ist es die Absicht der Bundesregierung, gerade 
Dr. Wuermeling unseren kinderreichen Familien als einzigen 

während dieser Wahlperiode jede Anpassung 
der seit Januar 1964 unverändert geltenden 
Kindergeldsätze zu verweigern, während alle 
anderen monatlichen zum Lebensunterhalt 
bestimmten öffentlichen Leistungen seit 1964 
— z. Teil wiederholt — angepaßt worden sind? 

59. Abgeordneter Erkennt die Bundesregierung an, daß sie durch 
Dr. Wuermeling ihre bisherige Finanzpolitik die nach dem 

Grundgesetz unter dem besonderen Schutz der 
staatlichen Ordnung stehenden Familien prak- 
tisch um so mehr unter Ausnahmerecht stellt, 
als kinderreiche Familien durch alle sonstigen 
Sparmaßnahmen ohnehin schwerer betroffen 
sind, als andere Haushaltungen? 

60. Abgeordnete Welche Folgerungen gedenkt die Bundesre- 

Frau gierung aus dem nunmehr vorliegenden Be- 

Pitz-Savelsberg rieht über die Lage der Familie zu ziehen hin- 
sichtlich der in Aussicht gestellten Neugestal- 
tung eines Familienlastenausgleichs? 
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61. Abgeordnete Wie gedenkt die Bundesregierung das unge- 

Frau rechte Gefälle in der Wirkung des Splittings 

Pitz-Savelsberg und der Kinderfreibeträge innerhalb des Be- 
reichs der Lohn- und Einkommensteuer auszu- 
gleichen zugunsten der kleineren Einkom- 
mensbezieher mit Kindern? 

62. Abgeordnete Welche Folgerungen gedenkt die Bundesregie- 

Frau rung aus der durch den Familienbericht be- 

Pitz-Savelsberg legten Tatsache zu ziehen, daß die Kinder aus 

Mehrkinderfamilien beim Besuch höherer 
Schulen und bei qualifizierten Ausbildungs- 
gängen eindeutig benachteiligt sind gegen- 
über Einzelkindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Gesundheitswesen 


63. Abgeordneter Hat die Bundesregierung, insbesondere im An- 
Dr. Hammans Schluß an die Erfahrungen der Bundestagsab- 
geordneten und Regierungsbeamten beim so- 
genannten Bunkertest im Spätsommer 1966 
und mehrere Veröffentlichungen in der Presse, 
die Frage geprüft, ob zwischen der in weiten 
Kreisen der Bevölkerung zu beobachtenden 
erhöhten Anfälligkeiten für Infektionskrank- 
heiten aller Art und der Strahlungsaktivität 
von Leuchtstofflampen, bei denen zur sparsa- 
meren Lichtausbeute phosphoreszierende Stof- 
fe Verwendung finden, ein ursächlicher Zu- 
sammenhang besteht? 

64. Abgeordneter Welchen naturwissenschaftlichen Disziplinen 

Dr. Hammans fällt nach Ansicht der Bundesregierung die 

Aufgabe zu, die sich aus der Möglichkeit des 
angedeuteten Zusammenhanges ergebenden 
Fragen exakt zu erforschen? 

65. Abgeordneter Wird die Bundesregierung im Hinblick darauf, 

Dr. Hammans daß bestimmte lebensgefährliche Zellschäden 

anerkanntermaßen auf in ihren Einzelheiten 
noch nicht geklärte chemische Vorgänge zu- 
rückzuführen sind, die erforderlichen Unter- 
suchungen in die Wege leiten und gegebenen- 
falls die Verwendung von Leuchtstoff- sowie 
Neonlampen untersagen, solange sich die Mög- 
lichkeit einer Schädigung, belegt durch ent- 
sprechende Experimente, nicht mit Sicherheit 
verneinen läßt? 

66. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für vertretbar, 
Dr. Jungmann daß in Apotheken für bestimmte Arzneimittel 

oder für andere Mittel des täglichen Bedarfs 
geworben wird? 

67. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für erforderlich, 
Dr. Jungmann die Werbung für Arzneimittel und andere 

Mittel in Apotheken zu bestreiten? 
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68. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, entsprechen- 

Dr. Jungmann de, die Werbung betreffende Bestimmungen, 

in die Apothekenbetriebsordnung aufzuneh- 
men? 

69. Abgeordnete Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
Frau Dr. Heuser rung zu ergreifen, um den weiteren personel- 
len Rückgang im Hebammenberuf aufzuhalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


70. Abgeordneter Welches Gewicht hat die naturwissenschaft- 

Dr. Lohmar liehe Schulausbildung in anderen Industrie- 

staaten im Vergleich zur Bundesrepublik 
Deutschland? 

Ist die Bundesregierung bereit, zu Lasten des 
Bundeshaushaltes angeschaffte Fahrzeuge, Ge- 
räte und andere Ausrüstungsgegenstände, die 
für ölwehr- und Feuerlöschzwecke geeignet 
sind und in der Regel ungenutzt in angemie- 
teten Depots herumstehen, finanzschwachen 
Gemeinden zur Mitbenutzung zur Verfügung 
zu stellen? 

72. Abgeordneter Hält es das Bundesinnenministerium für zu- 
Borm lässig, in der Reihe „Tatsachen — Meinun- 

gen" eine Rede des Bundespräsidenten vor 
dem 7. ordentlichen Bundeskongreß des DGB 
zu veröffentlichen, die in der wiedergegebe- 
nen Form vom Redewortlaut abweicht, ob- 
gleich im Vorspann der Eindruck erweckt wird, 
es handele sich um eine wörtliche Wieder- 
gabe? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht des 
Bundespräsidenten, daß ohne Notstandsgesetz- 
gebung im Ernstfall „aller Wahrscheinlichkeit 
nach ohne das Parlament gehandelt werden 
muß"? 

74. Abgeordneter Sollte das im Jahreswirtschaftsbericht 1968 der 
Seibert Bundesregierung aufgestellte Ziel eines Lohn- 

und Gehaltswachstums von 4 bis 5 Prozent im 
Jahre 1968 nach Ansicht der Bundesregierung 
gleichermaßen für Beamte gelten — wann ist 
die Bundesregierung dann bereit, die im Ent- 
wurf eines Zweiten Besoldungsneuregelungs- 
gesetzes vorgeschlagene Erhöhung der Grund- 
gehälter um insgesamt nur 1,5 Prozent für 
1968 diesem allgemeinen Ziel anzupassen? 


73. Abgeordneter 

Borm 


71. Abgeordneter 

Jung 


10 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/2793 


75. Abgeordneter Wann legt die Bundesregierung dem Bundes- 
Seibert tag einen Entwurf darüber vor, die regelmäßi- 

ge Arbeitszeit der Beamten zum 1. Januar 
1969 bzw. zum 1. Januar 1971 an jene für Ar- 
beiter und Angestellte des öffentlichen Dien- 
stes anzupassen, diese somit auf 43 bzw. 42 
Wochenstunden zu senken? 

Wann endlich wird die wiederholt verspro- 
chene Neuregelung eingeleitet, die die berech- 
tigte Forderung der im öffentlichen Dienst in 
München Beschäftigten auf Gleichstellung mit 
Berlin und Hamburg erfüllt? 

77. Abgeordneter Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß ein 

Schmitt- einheitliches Verwaltungsgerichtsgesetz für 

Vockenhausen die drei Verwaltungsgerichtsbarkeiten nicht 

nur möglich, sondern auch von der interessier- 
ten Öffentlichkeit im Interesse der Recht- 
suchenden für erforderlich gehalten wird? 

78. Abgeordnete An welchen Hochschulen gibt es in den Zu- 

Frau Freyh lassungsrichtlinien einen „Vorrang für Lan- 

deskinder"? 

79. Abgeordnete Trifft es zu, daß Hochschulabsolventen mit 

Frau Freyh Magisterprüfung gegenüber Absolventen mit 

Staatsexamen in den Zugangsmöglichkeiten 
zur Beamtenlaufbahn benachteiligt werden? 

80. Abgeordnete Wie wirkt sich die Altersgrenze für den Ein- 

Frau Freyh tritt in die höhere Beamtenlaufbahn für solche 

Hochschulabsolventen aus, die über den Zwei- 
ten Bildungsweg auf die Hochschulen gekom- 
men sind und deshalb erheblich über dem 
Durchschnittsalter der übrigen Studenten lie- 
gen? 

81. Abgeordneter Hat die Bundesregierung Anlaß zu der An- 
Kahn-Ackermann nähme, daß Fernsprechanschlüsse der Ministe- 
rien und anderer Bundesdienststellen in grös- 
serem Umfang abgehört werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


82. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung mit der von ihr 
Wurbs vertretenen sozialen Gerechtigkeit für verein- 

bar, daß nach den geltenden Gesetzen in noch 
schwarzen Kreisen Haus- bzw. Wohnungsei- 
gentümer keine Möglichkeit haben, in ihr 
Haus einzuziehen, obwohl sie bereit sind, für 
den Mieter eine Ersatzwohnung mit angemes- 
sener Miete zu steilen und zusätzlich eine Ab- 
findungssumme zu zahlen? 


76. Abgeordneter 

Folger 
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83. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Fälle von Stö- 
Bühler rungen der öffentlichen Ordnung bekannt, bei 

denen die zuständigen Justizbehörden, entge- 
gen den einschlägigen Vorschriften, untätig 
geblieben sind? 

Ist die Bundesregierung der Meinung, daß die 
Staatsanwaltschaften in der Bundesrepublik 
Deutschland die Gesetze zum Schutze der Ju- 
gend in genügendem Maße beachten und an- 
wenden, insbesondere bei den Veröffentli- 
chungen in Wort und Bild der deutschen Illu- 
strierten und Nachrichtenmagazine? 

85. Abgeordneter Wenn die Frage 84 verneint werden muß, 

Dr. Hofmann welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 

(Mainz) gierung aus diesem Faktum zu ziehen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


86. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß die be- 

Dichgans reits jahrzehntelang bestehende Girosammel- 

verwahrung von Wertpapieren, die für den 
modernen Wertpapierverkehr und für die Ver- 
breitung des Wertpapiersparens unentbehr- 
lich ist, durch das Urteil des Bundesfinanzhofs 
vom 15. Februar 1966 zur ertragsteuerlichen 
Bewertung girosammeiverwahrter Wertpapie- 
re gefährdet wird? 

87. Abgeordneter Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, 

Dichgans die Auswirkungen dieses in Frage 86 er- 

wähnten Urteils durch eine Verwaltungsrege- 
lung zu vermeiden, in der die Einzelbewer- 
tung der Wertpapiere ohne Rücksicht auf ihre 
Verwahrungsart nach den Grundsätzen ord- 
nungsmäßiger Buchführung und Bilanzierung 
anerkannt wird oder hält sie hierfür eine Ge- 
setzesergänzung für erforderlich? 

88. Abgeordneter Wie hoch sind die Steuervorteile bei den Ar- 

Wolf beitgebern durch Fondbildung für betriebliche 

Altersversorgung? 

Trifft es zu, daß vielfach die betriebliche Al- 
tersversorgung vorwiegend aus Gründen steu- 
erlicher Vorteile geschaffen, sie aber nur für 
einen kleinen Kreis von Beschäftigten effek- 
tiv wird? 

90. Abgeordneter In welcher Weise ist sichergestellt, daß steuer- 
Wolf liehe Vorteile rückgängig gemacht werden bei 

Entlassungen, die nicht in der Person des Ar- 
beitnehmers begründet liegen, bevor die Be- 
zugsberechtigung der betrieblichen Altersver- 
sorgung erreicht wird? 


89. Abgeordneter 

Wolf 


84. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 
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91. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Josten. rung, um noch in dieser Legislaturperiode eine 

grundsätzliche Reform unseres komplizierten 
Steuersystems einzuleiten? 


92. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei Reformvorschlä- 
Josten gen für eine Steuerreform besonders darauf 

hinwirken, daß wir zu einem einfachen Steuer- 
system kommen, welches für den Steuerzah- 
ler überschaubar und für die Verwaltung ein- 
fach zu handhaben ist? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


93. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


94. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


95. Abgeordneter 

Dr. Lenz 
(Bergstraße) 


96. Abgeordneter 

Tönjes 


97. Abgeordneter 

Tönjes 


98. Abgeordneter 

Weigl 


99. Abgeordneter 

Weigl 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Wege 
des Interzonenhandels Holzkleiderbügel aus 
dem anderen Teile Deutschlands zu Preisen auf 
den westdeutschen Markt kommen, die mit 
einer normalen Kalkulation nichts mehr zu tun 
haben? 

Ist sich die Bundesregierung der Tatsache be- 
wußt, daß diese Einfuhren eine beträchtliche 
Gefahr für die entsprechende mittelständische 
Industrie in der Bundesrepublik bedeuten? 

Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 
rung zu ergreifen, um diese Gefahr abzuwen- 
den? 

Sicht die Bundesregierung eine Möglidikeit, 
die zu manipulierten Preisen durchgeführten 
Einfuhren ägyptischer Baumwollgarne der 
Zoll-Tarifnummer 5505 in die Bundesrepublik 
Deutschland zu begrenzen? 

Ist die Bundesregierung bereit, dem Antrag 
des Verbandes der Textilindustrie Bundes- 
republik Deutschland (Gesamttextil) vom 11. 
Januar 1968, die Einfuhr ägyptischer Baum- 
wollgarne zur Verwendung innerhalb der Bun- 
desrepublik Deutschland und der EWG auf 
eine Quote von 1800 t pro Jahr zu begrenzen, 
stattzugeben? 


Haben die Zonenrandländer bei der Bundes- 
regierung bereits die Bitte geäußert, Steuer- 
präferenzen für die wirtschaftsschwachen Ge- 
biete dieser Länder einzuführen? 

Trägt die Bundesregierung bei der Ausgestal- 
tung der Konditionen für Kredite, die in wirt- 
schaftsschwache Gebiete gegeben werden, der 
unterschiedlichen Finanzkraft der Gemeinden 
in diesen Gebieten Rechnung? 
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100. Abgeordneter Trifft es zu, daß das Land Bayern in den ver- 
Geisenhofer gangenen Jahren im Vergleich zu anderen Zo- 
nenrandländern weniger Bundesmittel für die 
Industrieansiedlung in seinen Zonenrand- und 
Bundesausbaugebieten zugewiesen erhalten 
hat? 


101. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Klagen zahl- 
Geisenhofer reicher Unternehmer bekannt, in denen zum 
Ausdruck kommt, daß das Verfahren bei der 
Antragstellung auf zinsgünstige Kredite usw. 
aus öffentlichen Mitteln zum Zwecke der In- 
dustrieansiedlung in Ostbayern umständlich 
und die Bearbeitung zeitraubend sei? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


102. Abgeordnete 

Frau Dr. Heuser 


103. Abgeordneter 

Dr. Enders 


104. Abgeordneter 

Dr. Enders 


105. Abgeordneter 

Burger 


106. Abgeordneter 

Burger 


107. Abgeordneter 

Burger 


108. Abgeordneter 

Geisenhofer 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Einbeziehung der Hebammen in die 
Schwangerenvorsorge entsprechend den ge- 
setzlichen Bestimmungen zu gewährleisten? 

Wie wirkt sich die seit dem 1. Januar 1968 
gültige Gesetzesregelung aus, wonach Rente 
aus eigener Versicherung und Arbeitslosen- 
geld nicht mehr gleichzeitig bezogen werden 
dürfen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung zukünftige 
Rückforderungen der Ämter an Rentner, die 
einen unverschuldeten Doppelbezug von Rente 
und Arbeitslosengeld erhielten? 

Sind Pressemeldungen zutreffend, wonach die 
Zahl der arbeitslosen Schwerbeschädigten 
von 6614 im Januar 1966 auf 11 014 im Januar 
1967 und auf 15 444 Ende Januar d. J. gestie- 
gen ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tat- 
sache, daß trotz des beginnenden Wirtschafts- 
aufschwungs die Zahl der arbeitslosen Schwer- 
beschädigten noch ansteigt? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Chan- 
cen der aus menschlichen und volkswirtschaft- 
lichen Gründen so begrüßenswerten zielstre- 
bigen Bemühungen der Rehabilitation und 
Habilitation von Behinderten und Beschädig- 
ten mit dem Ziel, durch ein System von me- 
dizinischen, sozialen und beruflichen Maß- 
nahmen eine Eingliederung möglichst vieler 
Behinderter in den Arbeitsprozeß zu ermög- 
lichen, wenn schon jetzt in der Aera der Voll- 
beschäftigung Schwierigkeiten in der Einglie- 
derung bestehen? 

Werden zur Beschaffung von Arbeit für die 
arbeitslosen Bauarbeiter in Ostbayern auch 
Hochbaumaßnahmen in die wertschaffende Ar- 
beitslosenhilfe einbezogen? 
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109. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung den Fall 
Dröscher eines Waldarbeiters, dem, obwohl er die letz- 

ten Jahre versicherungspflichtig als haupt- 
beruflicher Waldarbeiter beschäftigt war und 
obwohl die Familie fünf Kleinkinder hat, die 
Zahlung der Arbeitslosenunterstützung mit der 
Begründung abgelehnt wird, daß er aus seinem 
landwirtschaftlichen Nebenerwerb ein wöchent- 
liches Einkommen von 20 DM erziele und 
damit mehr als geringfügig zuverdiene? 


110. Abgeordnete Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Frau Kleinert die von dem früheren Reichsarbeitsminister 
erlassene Anordnung vom 13. Oktober 1940 
(RAbBl. 1940 III Seite 283), die es verbietet, 
Frauen als Fahrerinnen von Lastkraftwagen 
mit mehr als 1,5 t Nutzlast zu beschäftigen, 
mit der Verfassung zu vereinbaren ist? 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


111. Abgeordneter 

Bauer 

(Würzburg) 


112. Abgeordneter 

Dr. Schulz 
(Berlin) 


113. Abgeordneter 

Dr. Hofmann 
(Mainz) 


114. Abgeordneter 

Dorn 


Ist die Bundesregierung bereit, im Minister- 
komitee des Europarates die Empfehlung 513 
der Beratenden Versammlung zu unterstützen, 
die ein Zusatzprotokoll zur Konvention der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten vor- 
schlägt, das der Beratenden Versammlung das 
Recht verleiht, im Falle einer Verletzung der 
Bestimmungen der Konvention Beschwerde bei 
der Europäischen Kommission der Menschen- 
rechte einzulegen? 

Wird die Bundesregierung bei den kommen- 
den Verhandlungen über den Antrag Großbri- 
tanniens und der anderen beitrittswilligen Län- 
der an die Europäischen Gemeinschaften der 
Empfehlung 165 der Versammlung der West- 
europäischen Union vom 7. Dezember 1967 
Rechnung tragen und namentlich das Problem 
der politischen Einigung Europas, mehr als 
bisher zur Erörterung stellen? 

Sieht die Bundesregierung den Einsatz von rd. 
40 000 nordvietnamesischen Soldaten in Laos 
und den Einsatz von in Nordvietnam ausge- 
bildeten und im Norden von Thailand kämp- 
fenden Guerillas — wie der amerikanische Bot- 
schafter bei der NATO Harlan Cleveland mit- 
geteilt haben soll — völkerrechtlich als Ag- 
gression dieser Länder an? 

Sind inzwischen die gesetzlichen Vorausset- 
zungen geschaffen, um entsprechend der Anre- 
gung des Europäischen Parlaments vom Früh- 
jahr 1966 sogenannte Europäische Schulen auch 
an Orten zu errichten, die nicht Sitz von Ein- 
richtungen der Europäischen Gemeinschaften 
sind? 

Bonn, den 29. März 1968 
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